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Liebe Leserinnen und Leser, 
 

ich schreibe Ihnen hochmotiviert für die kommenden Wochen  

aus Berlin, wo gerade die erste Sitzungswoche nach der 

Sommerpause zu Ende geht. Diese Woche stand ganz im Zeichen 

des Haushalts für das kommende Jahr. Der bisherige Entwurf 

baut auf dem soliden Gerüst der Vorjahre auf. Der Bund wird 

keine neuen Schulden aufnehmen und investiert in wichtige 

Bereiche, wie Bildung, Infrastruktur und sozialen Wohnraum. In 

den letzten Jahren haben wir hierfür mehrere Grundgesetz-

änderungen vorgenommen, um die Investitionstätigkeiten in 

den Bereichen zu steigern. Nun wird geliefert. 

Heute wurde auch der gesundheitspolitische Haushaltsplan dis-

kutiert. In meiner Rede (hier) konnte ich einen generellen 

gesundheitspolitischen Ausblick für die kommenden Monate 

geben. Die große Herausforderung besteht darin, einerseits die 

medizinische und pflegerische  Versorgung für alle zu sichern und 

andererseits für eine solide und verlässliche Finanzierung zu 

sorgen. Bundesgesundheitsminister Spahn muss nun zügig die 

Kassenfinanzierung angehen ohne dabei die Grundprinzipien 

von Selbstverwaltung und Solidarität in der gesetzlichen 

Krankenkasse zu verletzen. Bei der CDU scheint sich zudem die 

Position zu der Doppelverbeitragung von Betriebsrenten zu 

ändern. Wir hatten uns in den Koalitionsverhandlungen mit 

Nachdruck dafür eingesetzt, die Beitragsfestsetzung für die 

Bezüge aus Direktversicherungen neu zu regeln. Wir sollten jetzt 

an einer Lösung arbeiten. Wie immer halte ich Sie in diesem 

Newsletter zu diesen und anderen Themen auf dem Laufenden. 

Ein anderer Teil des Haushaltes zum Bereich Umwelt und 

Klimawandelbekämpfung liegt derzeit noch nicht vor und wird 

nach der Sitzung des Klimakabinetts diskutiert. Wie der 

Bundesfinanzminister in seiner Rede richtig anmerkte, sind wir in 

der Pflicht umzudenken. Wir haben die finanziellen Mittel und 

klugen Köpfe, um international Innovationsmotor zu werden. Es 

liegt an uns finanzierbare Alternativen jenseits von Kohle und 

Atomkraft aufzuzeigen. 

Ich wünsche Ihnen und Ihrer Familie eine spannende Lektüre und 

ein schönes Wochenende 

Ihre    
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         der Woche 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
 
 

Statement 
der Woche 
 

„Das Gefährlichste an den 

Halbwahrheiten ist, dass 

fast immer die falsche 

Hälfte geglaubt wird.“ 

Hans Krailsheimer (1888- 1958), deutscher Jurist 

und Schriftsteller. 

 

 

Highlights 
der nächsten Wochen 

 

 

 

Wann Wo Was 

 
Mo.+  
Di . ,  
16 .0 9. -
17.0 9.  
 

 
 

tag s-
üb e r  

 
 
Mag d e bu rg  

 

Konf er e nz  de r  SPD -
Spr ech e r* i nn e n f ür  
Ge s un d h ei ts po l i t ik  
im B u nd  u n d d en  
Län de rn  
 

 
Fr . ,   
20 .0 9.  

10.0 0  
Uh r-  

11.0 0  
Uh r  

 
Ort se i nga n g 
Weg fu rt  

 

Verk e hr sf re i ga be  d er  
Ort su mg e hu n gs -
st raße  We gf u rt  

 
Fr . ,  
20 .0 9.  

09.3 0  
Uh r-  

13.0 0  
Uh r  

 
Hafe n st raße  
9 ,  Schw ei nf u rt  

 

Bes uc h d es  
Fr e se n iu sw erk e s  in  
Sc hwe in fu rt  

Bei einer Pressekonferenz am Mittwoch, dem 11. September 2019 konnte ich mit Expertinnen und Ex-

perten von diabetesDE, der Deutsche Diabetes Gesellschaft, dem VDBD und Cornelia Prüfer-Storcks zur 

Umsetzung der nationalen Diabetesstrategie sprechen. Der Vorstandsvorsitzende von diabetesDE, Herr 

Dr. Jens Kröger, stellte Ergebnisse einer Umfrage im Auftrag von diabetesDE mit Menschen mit Typ-2-

Diabetes vor, welche im Anschluss mit Hinblick auf eine Diabetesstrategie diskutiert wurden. 

Bild: diabetesDE 
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TOP-THEMA 

HAUSHALT 2020 MIT 
REKORDINVESTITIONEN 
UND SOZIALER 
STÄRKUNG 

 
Die Sommerpause ist vorbei, das Parla-

ment nimmt seine Arbeit auf. Die erste 

Sitzungswoche ist die so genannte 

Haushaltswoche, in der die Abgeordne-

ten in erster Lesung über den Haushalts-

entwurf von Bundesfinanzminister Olaf 

Scholz (SPD) für das Jahr 2020 beraten. 

 

An diesem Dienstag hat Scholz seinen 

Gesetzentwurf eingebacht, nun begin-

nen die Haushaltsberatungen.  

Das Haushaltsrecht, über Jahrhunderte 

von Abgeordneten erkämpft, ist das Kö-

nigsrecht des Parlaments. 

 

Der Entwurf sieht Ausgaben und Einnah-

men in Höhe von je 359,9 Milliarden Euro 

vor. Zum sechsten Mal in Folge ist es da-

mit ein Haushalt, der ohne neue Schul-

den auskommt – Rekord. 

 

Ein Rekord ist auch bei den Investitionen 

zu melden: Sie steigen im Zeitraum 2020 

bis 2023 auf insgesamt 159,4 Milliarden 

Euro. Das sind 37,7 Milliarden mehr als 

in der vergangenen Legislaturperiode 

und bedeuten eine Steigerung um rund 

30 Prozent. Keine Bundesregierung hat 

je mehr für Investitionen ausgegeben! 

 

Außerdem herrscht nach wie vor Re-

kordbeschäftigung, auch wenn das Wirt-

schaftswachstum leicht sinkt und 

dadurch wohl weniger Steuern einge-

nommen werden können. Die Priorität 

des Haushalts liegt deshalb auf dem so-

zialen Zusammenhalt, dem Klimaschutz 

und der Gestaltung eines modernen Lan-

des. 

 

Haushalt für Investitionen und Zu-

sammenhalt 

 

Bundesfinanzminister Olaf Scholz be-

tont: „Zusammenhalt und Vertrauen in 

unser Gemeinwesen entsteht nur dann, 

wenn alle Bürgerinnen und Bürger sicher 

sein können, dass ihr konkreter Lebens-

alltag verbessert wird und zugleich Hoff-

nung auf eine gemeinsame gute Zukunft 

besteht.“ Dazu gehöre auch, den Klima-

schutz weiter voranzubringen. 

 

Der kommissarische SPD-Fraktions-

vorsitzende Rolf Mützenich erklärt: „Un-

sere Strategie muss Zusammenhalt, Ge-

staltungswille und Handlungsfähigkeit 

sein. Wir brauchen dauerhaft mehr In-

vestitionen in die Zukunftsfähigkeit unse-

res Landes. Das ist ein langer politischer 

Weg, den wir bereit sind, Schritt für 

Schritt zu gehen.“ 

 

Die zusätzlichen Investitionen kommen 

vor allem dem Schienenbereich als kli-

mafreundlichem Verkehrsträger zugute. 

Mobilität bedeutet Teilhabe. In dem Kon-

text ist auch der Breit-bandausbau mit 

rund 4 Milliarden Euro für Projekte auf 

Grundlage eines laufenden Förderpro-

gramms berücksichtigt. Er ist wichtig für 

die innovativen und global gefragten Un-

ternehmen in Deutschland. 

 

Mehr für Bildung 

 

Bildung und Forschung behalten hohe 

Priorität. In den nächsten 4 Jahren sind 

mehr als 100 Milliarden Euro im gesam-

ten Bundeshaushalt eingeplant. So ste-

hen für den Digitalpakt Schule (5 Milliar-

den Euro bis 2023) als Anschubfinanzie-

rung 720 Millionen bereit. Hinzu kommen 

Erlöse in Höhe von knapp 2 Milliarden 

Euro aus Frequenzversteigerungen. 

 

Für das im Koalitionsvertrag vorgese-

hene Ganztagsschulprogramm sind 

2020 und 2021 jeweils 1 Milliarde Euro in 

den Einzelplänen des Bildungs- und des 

Familienministeriums vorgesehen. 

 

Es gibt zudem Leistungsverbesserungen 

beim BAföG und bei der Aufstiegsfortbil-

dungsförderung. 

Für die Jahre von 2021 an kommen an-

steigende dreistellige Millionenbeträge 

für den kürzlich abgeschlossenen Pakt 

für Forschung und Innovation IV hinzu. 

Auch der Hochschulpakt wird, wie im Ko-

alitionsvertrag vorgesehen, ausgebaut. 
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Die Steuerliche Förderung von For-

schung und Entwicklung ist außerdem 

auf dem Weg. Das alle sind Punkte, die 

auf Druck der SPD-Fraktion gestärkt 

werden, weil Bildung die beste Garantie 

für sozialen Aufstieg und für soziale Si-

cherheit im Wandel der Arbeitswelt ist. 

 

Klimaschutz wird eingepreist 

 

Die Koalition stellt sich ihrer Verantwor-

tung auch beim Klimaschutz – und ver-

stärkt ihre Anstrengungen. Beispiel Koh-

leausstieg: Der Bund stellt allein bis 2023 

insgesamt 2,5 Milliarden Euro zur Verfü-

gung, um den Strukturwandel in den vom 

Braunkohleausstieg betroffenen Regio-

nen zu unterstützen. Die Menschen in 

den Regionen werden nicht allein gelas-

sen. 

 

Darüber hinaus arbeitet die Koalition zur-

zeit an einem Maßnahmenprogramm zur 

Umsetzung des Klimaschutzplans. Diese 

Maßnahmen werden in der noch ausste-

henden Planung des Energie- und Kli-

mafonds berücksichtigt werden. 

 

Familien werden gestärkt 

 

Der soziale Zusammenhalt ist einer der 

Kernpunkte des Haushalts. Deshalb gibt 

es insbesondere für Familien mit kleinen 

und mittleren Einkommen mehr Geld 

durch: 

 

 Erhöhung Kindergeld/Kinderfreibetrag, 

 Ausgleich der kalten Progression, 

 Von 2021 an Abschaffung des Soli für 90 

Prozent derer, die ihn heute zahlen, 

 1 Milliarde Euro Finanzhilfen als Pro-

grammmittel in den Jahren 2020 und 

2021 für den sozialen Wohnungsbau, 

 550 Millionen Euro mehr für Wohngeld 

inklusive Leistungsverbesserungen im 

Finanzplanzeitraum. 

 

Mit insgesamt 10 Milliarden Euro fördert 

die Koalition allein im kommenden Jahr 

die Eingliederungsleistungen für Lang-

zeitarbeitslose über den sozialen Ar-

beitsmarkt. Auch in Zeiten von Rekord-

beschäftigung und vor dem Hintergrund 

einer konjunkturellen Abkühlung will die 

Koalition – ebenfalls auf Druck der SPD-

Fraktion – mehr gegen Langzeitarbeits-

losigkeit tun. 

 

Entwicklungshilfe auf Rekordquote 

 

Entgegen vieler Behauptungen steigt 

auch der Verteidigungshaushalt 2020 

gegenüber 2018 um rund 6,0 Milliarden 

an. Die so genannte Nato-Quote (Vertei-

digungsausgaben/Bruttoinlandsprodukt) 

steigt von 1,24 Prozent 2018 auf 1,37 

Prozent 2020 an. 

 

Auch die Entwicklungspolitik wird ge-

stärkt: Die ODA-Mittel sind 2020 auf Re-

kordniveau. Die ODA-Quote wird im Jahr 

2020 wie im Koalitionsvertrag vereinbart 

mindestens auf dem Niveau 2017 gehal-

ten. Deutschland wird darum voraus-

sichtlich auch 2020 wieder die zweit-

größte Gebernation der Welt sein. Die 

ODA-Quote meint den Anteil der öffentli-

chen Ausgaben für Entwicklungszusam-

menarbeit am Bruttonationaleinkommen, 

BNE. ODA steht für Official Development 

Assistance. 

 

Ablauf 

 

Wie geht es weiter? Die Bundesregie-

rung hat ihren Haushaltsentwurf vorge-

legt. Jetzt starten die Haushaltsberatun-

gen. Die so genannte Bereinigungssit-

zung des Haushaltsausschusses – also 

die Nacht, in der der Sack zugemacht 

wird – findet am 14. November statt. Vom 

26. bis 29. November berät dann ab-

schließend der Deutsche Bundestag und 

beschließt den Bundeshaushalt 2020. 
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GENERALDEBATTE 

MÜTZENICH: GERECHT ZU 
REGIEREN, IST DIE 
GRUNDLAGE UNSERES 
HANDELNS 

 
Der kommissarische Fraktionschef Rolf 

Mützenich erläuterte in seiner Rede am 

Mittwochvormittag zum Haushalt 2020 

die jahrhundertealte Idee des „gerechten 

Regierens“. 

 

Saal des Friedens heißt er, und seine 

Fresken an den Wänden dienen seit dem 

14. Jahrhundert als bildhaftes Beispiel, 

wie „gutes Regieren“ aussehen sollte. 

Das alte Rathaus von Siena, jener mittel-

alterlichen Stadt in der italienischen Tos-

kana, beherbergt einige der wertvollsten 

Freskenzyklen, die die Auswirkungen 

der Art der Herrschaft auf die Bevölke-

rung in Stadt und Land darstellen. Sie 

zeigen, wie die Stadtgesellschaft unter 

einer guten Regierung auflebt und unter 

einer schlechten verdörrt. 

 

Wie ein Memento, eine Mahnung, kann 

man sie heute sehen, denn auch 2019 

lautet die Frage: Kann eine liberale 

Staatsform in einem konfliktreichen und 

chaotischen Umfeld überleben? Diese 

Frage stellt sich lokal, national und inter-

national. 

 

Rolf Mützenich, kommissarischer Chef 

der SPD-Bundestagsfraktion, verwies 

am Mittwochmorgen im Bundestag auf 

den alten Saal im Sienaer Rathaus, den 

Sala della Pace, und mahnte: „Demokra-

tisches, an Ausgleich, Rechtsstaatlich-

keit und Frieden ausgerichtetes Regie-

ren ist in seiner Substanz allen anderen 

Formen weit überlegen“. 

 

Bollwerk gegen das Totale 

 

Mützenich sprach im Rahmen der Haus-

haltsdebatte. Vor ihm hatte die AfD-Poli-

tikerin Alice Weidel in einer teils fremden-

feindlichen und chauvinistischen Rede 

wieder einmal dargelegt, warum ihrer 

Fraktion die Demokratie offenbar nicht 

viel bedeutet – und damit bewiesen, 

dass man sich solchen Rechtspopulisten 

und Nationalisten entschlossen entge-

genstellen muss. 

 

Rolf Mützenich dagegen erklärte, dass 

die Hoffnung auf gerechtes Regieren im 

europäischen Kulturraum ein jahrhun-

dertealtes Motiv sei, eben sichtbar auch 

an den alten Wandgemälden im Saal des 

Friedens. Und der beste Ort, sich gegen 

die Demokratieverächter zu stellen, sei 

„im Parlament“. Der Zusammenhalt aller 

überzeugten und gewissenhaften Demo-

kraten sei „ein Bollwerk gegen das To-

tale“. 

 

Mützenich ist seit seinem Eintritt in den 

Bundestag 2002 ein überzeugter und lei-

denschaftlicher Außenpolitiker. Er sich 

vehement für die ursozialdemokrati-

schen Werte Abrüstung und Frieden ein. 

 

Konkrete Hilfe anbieten 

 

Wie wichtig eine friedensorientierte Poli-

tik auch für den inneren Zusammenhalt 

einer Gesellschaft ist, machte Mützenich 

deutlich, indem er die Unterscheide der 

verschiedenen Politikansätze aller im 

Bundestag vertretenen Fraktionen her-

ausarbeitete. Da seien diejenigen, „die 

lediglich für eine fiktive Volksgemein-

schaft einstehen und dabei übersehen, 

dass Ausgrenzen immer das Gegenteil 

von gutem Regieren bedeutet“. 

 

Dann gebe es jene, die Regieren mit ei-

nem Selbstvertretungsanspruch ver-

wechseln, ebenso wie diejenigen, die es 

sich leisten wollen, „auf das Regieren 

überhaupt zu verzichten, weil andere 

Kräfte in der Gesellschaft genügend Mit-

tel besitzen, um Interessen außerhalb 

der politischen und rechtsstaatlichen In-

stitutionen durchzusetzen“. 

 

Schließlich gebe es noch die Vertreter, 

die sich „auf urbane Eliten stützen und 

darauf vertrauen, Selbsthilfe und indivi-

duelle Förderung genügen zur Selbstbe-

hauptung und Verwirklichung des Einzel-

nen“. 
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Das alles ist nicht das, was die SPD-

Fraktion unter gutem Regieren versteht. 

Mützenich: „Wir Sozialdemokratinnen 

und Sozialdemokraten wollen konkrete 

Hilfen anbieten und zugleich die Voraus-

setzungen für ein selbstbestimmtes, soli-

darisches und besseres Leben schaf-

fen.“ 

 

Die Arbeiterbewegung habe mit aller 

Stärke und Konsequenz dafür gekämpft. 

„Wir bleiben diesem Erbe verbunden. 

Das ist unsere Antwort auf die Umbrüche 

unserer Zeit“, bekräftigte Mützenich. 

 

Und Umbrüche gibt es viele: Angefangen 

bei der Globalisierung und Digitalisie-

rung bis hin zum Klimawandel – überall 

müssen die Menschen sich anstrengen, 

Schritt zu halten. Viele sehen große 

Chancen, viele aber machen sich auch 

große Sorgen. Aufgabe einer Politik des 

guten und gerechten Regieren, so Müt-

zenich, ist es, eine gerechte Arbeitswelt 

und funktionierende soziale Strukturen 

auch für kommende Generationen zu 

schaffen. 

 

Ein solider Finanzhaushalt, das ist für 

Mützenich ganz klar, ist die Vorausset-

zung für gerechtes Regieren. „Er muss 

zugleich Antworten auf die Herausforde-

rungen unserer Zeit geben. Ein guter 

Haushalt baut Wege in die Zukunft und 

ist nicht die Summe einzelner Projekte.“ 

Und genau das liefere der Haushalt von 

Finanzminister Olaf Scholz (SPD). 

 

Dabei sei dieser Haushalt nur „der An-

fang eines längeren Weges, der die Ver-

änderungen unserer Zeit gestalten will.“ 

Was er meint: Gerechtes Regieren kann 

nur dann nachhaltig sein, wenn man 

gleichzeitig sagt, was man in Zukunft er-

reichen will, über die Jahrespläne eines 

Haushaltes hinaus. 

 

Drei Bereiche sind für Mützenich hier be-

sonders wichtig: 

 

 die Digitalisierung der Arbeitswelt 

 die Zukunft unserer Lebenswelt 

 und Frieden durch gemeinsame Sicher-

heit 

Vor diesem Hintergrund will Mützenich 

mit seiner Fraktion eine „kluge, dem Ge-

meinwohl verpflichtete Politik betreiben“ 

und so versuchen, „die Spaltungen, die 

unsere Wirtschaftsordnung hervorbringt, 

so klein wie möglich zu halten“. 

 

Die SPD-Fraktion will verhindern, dass 

die Bürgerinnen und Bürger auf die freie 

Ware Arbeitskraft und den bloßen Markt-

teilnehmer reduziert werden. Mützenich 

plädiert für mehr Schutz in prekären Ar-

beitsverhältnissen und mehr Schutz für 

die Gesundheit der Beschäftigten. Ar-

beitszeitverkürzungen und moderne Ar-

beitszeitmodelle müssen gesetzlich ab-

gesichert werden. „Geregelte Arbeitszeit 

ist Arbeitsschutz.“ 

 

Brandt und der Klimaschutz 

 

Mützenich machte auch nochmal deut-

lich, dass es die SPD war, die früher als 

alle anderen Parteien den Klimaschutz 

vorangebracht hat. Denn es war Willy 

Brandt, der bereits im Bundestagswahl-

kampf 1961 die Schattenseiten des Wirt-

schaftswunders klar erkannt und für den 

„blauen Himmel über der Ruhr“ gewor-

ben hat. Es gelang mit dem Zutun vieler, 

vor allem aber der Ruhrgebietsstädte, 

diese Vision zu verwirklichen, so Müt-

zenich. 

 

In dem Zusammenhang machte sich der 

Fraktionschef für eine Altschuldenrege-

lung der Kommunen stark, denn ohne sie 

werde es kaum gelingen, das sozial-öko-

logische Umsteuern, etwa des Verkehrs, 

der Energieversorgung oder des Gebäu-

debestandes auf den Weg zu bringen. Er 

warb eindringlich für das Ziel, die Kom-

munen zu stärken und allen den gleichen 

Spielraum durch Chancengleichheit zu 

geben. 

 

Der Kohlekompromiss, der sich im vorlie-

genden Haushalt und im vom Kabinett 

beschlossenen Strukturstärkungsgesetz 

widerspiegelt, sei ein Beispiel, wie Klima-

schutz, Digitalisierung und soziale Ge-

rechtigkeit im Veränderungsprozess un-

serer Zeit zusammen gedacht und ver-

wirklicht werden kann. 

 

mailto:sabine.dittmar@bundestag.de


BERLIN AKTUELL 
Newsletter von Sabine Dittmar, MdB 

 

Sabine Dittmar, MdB - Platz der Republik 1 – 11011 Berlin – sabine.dittmar@bundestag.de – Tel. 030 / 227-71810    
www.sabine-dittmar.com 

7 

Gemeinsamkeit statt Nationalismus 

 

Ohne Zusammenhalt geht es nicht im 

Kleinen, aber auch nicht im Großen. Kli-

maschutz beispielsweise muss auch auf 

europäischer Ebene ganz oben auf der 

Agenda stehen, als Green New Deal 

sozusagen. 

 

Die internationale Ordnung steht unter 

Druck. Die weltweite unsichere Lage, 

Stichwörter Nahostkrise, Ukraine-Kon-

flikt, Russland, Nordkorea, Trump, Hong-

kong bis hin zum Brexit, bescheinigt, wie 

dringend notwendig es ist, mit allen im 

Gespräch zu bleiben, auf Gemeinsam-

keit statt Nationalismus zu setzen. 

 

Mützenich drückt das konkret aus: „Der 

Frieden in Europa war nicht dann gesi-

chert, wenn dem Kontinent ein Übermaß 

an Rüstung und Militär zur Verfügung 

stand, sondern nur dann, wenn kluge, 

gemeinsame politische Entscheidungen 

in einem von Regeln und Normen ge-

prägten Umfeld getroffen wurden“. 

 

Der Automatismus militärischer Drohun-

gen und Gegendrohungen müsse durch-

brochen werden. Mützenich: „Ich sehe 

dafür keinen besseren Platz als in einer 

gemeinsamen europäischen Friedens-

ordnung, am besten unter Einschluss 

Russlands.“ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

FINANZPOLITIK 

SOLI WIRD FÜR FAST 
ALLE ABGESCHAFFT 

 
Die Bundesregierung hat auf ihrer Kabi-

nettsitzung am 21. August 2019 einen 

Gesetzentwurf von Bundesfinanzminis-

ter Olaf Scholz (SPD) zum Abbau des 

Solidaritätszuschlags verabschiedet. 

 

Der Gesetzentwurf sieht vor, was die Ko-

alition in ihrem Koalitionsvertrag be-

schlossen und versprochen hat: Mehr als 

90 Prozent aller Steuerzahlerinnen und 

Steuerzahler müssen von 2021 an kei-

nen Soli mehr bezahlen. Millionen Bür-

ger werden so finanziell deutlich entlas-

tet – insbesondere Menschen mit gerin-

gem oder mittleren Einkommen und Fa-

milien. 

 

Das Gute: Die dann höheren Nettoein-

kommen stärken die Binnenkonjunktur, 

was angesichts der unsicheren Export-

lage für Deutschlands Wirtschaft wiede-

rum von großem Nutzen ist. 

 

Nicht nur für Arbeitnehmerinnen und Ar-

beitnehmer entfällt der Zuschlag. Auch 

viele Selbständige und Gewerbetrei-

bende zahlen ihn künftig nicht mehr. Das 

setzt Anreize für Investitionen und neue 

Arbeitsplätze. 

 

Der wesentliche Inhalt des Gesetz-

entwurfs: 

 

 Anhebung der Freigrenze für die Ein-

kommensteuer, bis zu der kein Solidari-

tätszuschlag anfällt, auf 16.956 Euro 

bzw. auf 33.912 Euro (Einzel-

/Zusammenveranlagung). Wer also jähr-

lich weniger als 16.956 Euro an Einkom-

men- oder Lohnsteuer zahlt, wird künftig 

den Soli nicht mehr zahlen müssen. Bei 

zusammen Veranlagten beträgt die 

Grenze 33.912 Euro. Nach geltendem 

Recht wird der Zuschlag erhoben, wenn 

die tarifliche Einkommensteuer den Be-

trag von 972 Euro bzw. 1944 Euro (Ein-

zel-/ Zusammenveranlagung) übersteigt. 
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 Anpassung der Milderungszone, so dass 

das Gesetz bis weit in die Mittelschicht 

wirkt. Übersteigt die tarifliche Einkom-

mensteuer die Freigrenze, wird der Soli-

daritätszuschlag nicht sofort in voller 

Höhe, also mit 5,5 Prozent der Einkom-

mensteuer, erhoben. Stattdessen wird er 

für rund weitere 6,5 Prozent der Soli-

Zahlenden ebenfalls abgesenkt, aller-

dings bei steigenden Einkommen mit ab-

nehmender Wirkung. 

 

Zwei Beispiele: 

 

Für ledige sozialversicherungspflichtige 

Arbeitnehmer entfällt der Solidaritätszu-

schlag vollständig bis zu einem Brutto-

jahreslohn von 73.874 Euro. Erst ab ei-

nem Bruttojahreslohn von 109.451 Euro 

muss weiterhin der volle Soli entrichtet 

werden. Ab 73.874 Euro fällt der Solida-

ritätszuschlag in der Milderungszone nur 

noch zum Teil an. 

 

Eine Familie mit zwei Kindern (alleinver-

dienende Arbeitnehmerin bzw. alleinver-

dienender Arbeitnehmer) muss erst ab 

einem Bruttojahreslohn von 221.375 

Euro den vollen Solidaritätszuschlag ent-

richten, ab 151.990 Euro wird er in der 

Milderungszone nur noch zum Teil erho-

ben. Bis zu einem Bruttojahreslohn von 

151.990 Euro zahlt die Familie gar kei-

nen Solidaritätszuschlag mehr. 

 

Wichtig dabei ist aber: Das sind zwei Bei-

spiele unter bestimmten Bedingungen. 

Denn grundsätzlich kommt es nicht auf 

das Bruttojahreseinkommen, sondern 

auf das zu versteuernde Jahreseinkom-

men an. Das unterscheidet sich natür-

lich, zum Beispiel durch Ehe, Kinder etc. 

 

Keine Steuergeschenke für Millio-

näre 

 

So gibt es eine deutliche finanzielle Stär-

kung für die allermeisten Steuerzahlerin-

nen und Steuerzahler. Allerdings: Eine 

Abschaffung auch für die einkommens-

stärksten zehn Prozent der Soli-Zahlen-

den, also etwa den Vorstand eines Dax-

Konzerns, würde zusätzlich rund 11 Mil-

liarden Euro jährlich kosten und lediglich 

die Nettoeinkommen von Spitzenverdie-

nern weiter erhöhen. Und für Steuerge-

schenke an Einkommensmillionäre steht 

die SPD-Bundestagsfraktion nicht zur 

Verfügung. 

 

SPD-Fraktionsvizechef Achim Post stellt 

klar: „Von einer Komplett-Abschaffung 

des Soli, so wie es CDU und CSU am 

liebsten wollen, würden nur noch die ab-

soluten Topverdiener profitieren. Der 

Vorstandschef eines DAX-Unternehmen 

käme im Schnitt auf Steuersenkungen 

von mehr als 140.000 Euro im Jahr. Ein 

solches milliardenschweres Entlastungs-

programm für Topverdiener wäre nicht 

nur höchst ungerecht, es würde den 

Staat auch Einnahmen kosten, die wir für 

Investitionen etwa in Bildung und Klima-

schutz dringend gebrauchen. Eine Kom-

plett-Abschaffung des Soli ist und bleibt 

für die SPD-Fraktion daher nur denkbar, 

wenn sie mit einer Erhöhung der Rei-

chen- und Einkommensteuer für Topver-

diener verbunden ist. Steuerentlastun-

gen dürfen nicht dazu führen, dass die 

soziale Schere in unserem Land noch 

weiter aufgeht. Stattdessen muss es das 

Ziel sein, sie zu schließen.“ 
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EUROPA 

BESCHLUSS: MUT ZU 
MEHR FORTSCHRITT IN 
EUROPA 
 

Am 6. September 2019 hat die SPD-

Bundestagsfraktion auf ihrer Klausursit-

zung ein Positionspapier für die neue eu-

ropäische Legislaturperiode und die 

deutsche EU-Ratspräsidentschaft 2020 

beschlossen. 

 

In der neuen europäischen Legislaturpe-

riode müsse es gelingen, „die dringend 

notwendigen Reformen und Fortschritte 

in Europa erfolgreich voranzubringen“, 

heißt es in dem Beschluss. Angesichts 

eines mehr und mehr von Unsicherheit 

gekennzeichneten internationalen und 

ökonomischen Umfelds und des fort-

schreitenden Klimawandels könne es 

sich Europa nicht leisten, weitere Zeit 

verstreichen zu lassen. 

 

Weiter heißt es: „Die demokratischen 

und fortschrittswilligen Kräfte in Europa 

müssen jetzt zügig und gemeinsam han-

deln – für mehr Investitionen in nachhal-

tiges Wachstum und zukunftsfähige Jobs 

in einem sozialen Europa, für mehr Steu-

ergerechtigkeit in Europa, für eine starke 

und wehrhafte europäische Demokratie 

und für ein Europa des Friedens und der 

humanitären Verantwortung.“ 

 

Die SPD-Fraktion will, dass dafür insbe-

sondere auch die deutsche EU-

Ratspräsidentschaft im kommenden 

Jahr starke Impulse gibt. 

 

Ihre Kernforderungen für die kom-

menden Jahre sind: 

 

 Europa mit einer neuen „Europa2030-

Strategie“ zum Vorreiter für nachhaltiges 

Wirtschaften, Zukunftsinvestitionen und 

sozialen Zusammenhalt machen. 

 ein ambitionierterer europäischer Klima-

schutz, etwa indem das EU-

Klimaschutzziel von 40 auf 50 bis 55 Pro-

zent Treibhausgasminderung bis 2030 

angehoben wird und eine sozial gerechte 

CO2-Bepreisung auch für jene Sektoren, 

die bisher nicht vom EU-

Emissionshandel erfasst sind. 

 ein verbindliches EU-Sozialprogramm, 

unter anderem auch durch einen Rah-

men für existenzsichernde Mindestlöhne 

und Grundsicherungssysteme in der EU 

sowie einer Arbeitslosenrückversiche-

rung zugleich als solidarische Absiche-

rung im Krisenfall. 

 die Reform der Wirtschafts- und Wäh-

rungsunion erfolgreich abschließen und 

insbesondere ein starkes Investitions-

budget für die Eurozone durchsetzen. 

Die Banken- und Kapitalmarktunion ver-

vollständigen, um die Finanzierungsbe-

dingungen für die europäische Realwirt-

schaft zu verbessern, Lücken für einen 

Deregulierungswettbewerb zu schließen 

und das Geld der Steuerzahler zu schüt-

zen. 

 einen echten Zukunftshaushalt für die 

EU schaffen, wobei Deutschlands er-

klärte Bereitschaft, mehr in Europa zu in-

vestieren, untermauert werden soll. 

 Europa soll sich der neuen geopoliti-

schen Lage und den Herausforderungen 

des 21. Jahrhunderts stellen, indem die 

Europäischen Öffentlichen Güter ge-

meinsam organisiert und finanziert wer-

den. 

 Mit Europas gemeinsamem Gewicht glo-

bale Mindestsätze bei der Besteuerung 

von Großunternehmen – insbesondere 

auch der Internet-Giganten – auf den 

Weg bringen. Sollte das nicht gelingen, 

soll eine europäische Digitalsteuer 

durchgesetzt werden. 

 Im kommenden Jahr eine Finanztransak-

tionssteuer im Rahmen der verstärkten 

Zusammenarbeit europäisch einführen. 

 eine ökologische Wende in der EU-

Agrarpolitik, die die Agrarförderung an 

dem Prinzip „öffentliches Geld für öffent-

liche Güter“ ausrichtet. 

 die europäische Demokratie stärken, in-

dem transnationale Listen und das Spit-

zenkandidaten-Prinzip für die nächste 

Europawahl abgesichert werden. 

 Europa als Friedenskraft stärken, indem 

Abrüstung und Rüstungskontrolle zu ei-

nem strategischen Kernanliegen auch 

der EU gemacht werden. 
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 endlich Fortschritte hin zu einer verant-

wortungsvollen gemeinsamen Migrati-

ons- und Flüchtlingspolitik der EU, wobei 

nötigenfalls eine Gruppe von verantwor-

tungsbewussten Staaten vorangehen 

sollte. 

 ein neues europäisches Seenotrettungs-

programm, um das Sterben auf dem Mit-

telmeer zu beenden. 

 

Der Beschluss argumentiert, dass trotz 

der Zugewinne von Rechtspopulisten 

und Nationalisten bei der letzten Europa-

wahl die demokratischen und pro-euro-

päischen Kräfte noch immer über eine 

Gestaltungsmehrheit in der EU verfügen. 

Sie gelte es beherzt zu nutzen: „Was Eu-

ropa jetzt braucht, ist ein gemeinsamer 

Kraftakt der Fortschrittswilligen.“ Dazu 

will die SPD-Bundestagsfraktion zusam-

men mit den Sozialdemokraten in Eu-

ropa ihren Beitrag leisten. 

 

 

 

ARBEIT 

RESOLUTION: DIE 
MENSCHEN STARK 
MACHEN FÜR DIE ARBEIT 
VON MORGEN 
 

Die Abgeordneten der SPD-Fraktion wol-

len den Wandel, der sich durch Globali-

sierung und Digitalisierung in der Ar-

beitswelt vollzieht, sozial gerecht und si-

cher gestalten. Niemand soll sich Sorgen 

vor den Veränderungen machen müs-

sen. 

 

Das kommende Jahrzehnt wird zur ei-

nem Jahrzehnt der Transformation, also 

einem Prozess der Entwicklung, vom ak-

tuellen Zustand hin zu einem angestreb-

ten Zielzustand in der nahen Zukunft. Kli-

mawandel, Digitalisierung, künstliche In-

telligenz, Demografie und gesellschaftli-

cher Wertewandel verändern unser Le-

ben und unsere Arbeit – und es geht im-

mer schneller. Diese Veränderungen 

bringen neue Chancen mit sich, aber na-

türlich auch Sorgen und Ängste. 

 

 

Die SPD-Bundestagsfraktion nimmt 

diese Sorgen nicht nur ernst, sondern 

handelt auch entsprechend. Am 5. Sep-

tember 2019 hat sie dazu ein Positions-

papier beschlossen, das sich damit be-

fasst, wie sich dieser Wandel ökono-

misch, ökologisch und vor allem sozial 

gestalten lässt – das ist der Auftrag sozi-

aldemokratischer, progressiver Politik. 

 

Zunächst: Deutschland ist und bleibt 

eine Arbeitsgesellschaft. Die SPD-

Fraktion weiß um den Wert der Arbeit. 

Deshalb ist ihre Antwort darauf das 

„Recht auf Arbeit“. Das bedeutet, dass 

sich die Solidargemeinschaft dazu ver-

pflichtet, sich um jeden Einzelnen zu 

kümmern und jedem Arbeit und Teilhabe 

zu ermöglichen. 

 

Stärkere Qualifizierungsoffensive 

 

Arbeit ist nicht nur Basis für ein Einkom-

men. Arbeit ist auch ein wichtiger Bau-

stein für die Selbstverwirklichung und ein 

Weg zu einem selbstbestimmten Leben. 

Deshalb kämpft die Sozialdemokratie für 

eine starke Sozialpartnerschaft, anstän-

dige Löhne und gute Arbeitsbedingun-

gen, für ein effektives Arbeitsrecht, einen 

wirksamen Arbeitsschutz und nicht zu-

letzt für eine passgenaue Förderung für 

alle, damit sie ihre eigene Zukunft durch 

Qualifizierung sowie Fort- und Weiterbil-

dung selbst in die Hand nehmen können. 

 

Die Abgeordneten der SPD-Fraktion for-

dern in ihrer Resolution eine noch stär-

kere Qualifizierungsoffensive. Es gibt be-

reits das von Bundesarbeitsminister Hu-

bertus Heil (SPD) auf den Weg ge-

brachte und vom Parlament beschlos-

sene Qualifizierungschancengesetz, mit 

dem Mitarbeiter im Rahmen einer Wei-

terbildungsförderung bezuschusst wer-

den. 

 

Auch die Nationale Weiterbildungsstrate-

gie enthält viele Verbesserungen bei der 

Weiterbildungsberatung und -förderung. 

 

Außerdem gibt es mit dem Fachkräf-

teeinwanderungsgesetz einen Durch-

bruch bei der dringend benötigten Ein-
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wanderung von Fachkräften aus Dritt-

staaten. Damit lassen sich Fachkräf-

teeinwanderung bedarfsgerecht steuern, 

die Anerkennung von Abschlüssen er-

leichtern, gezielte Strategien zur Fach-

kräftegewinnung entwickeln und 

Deutschlernen besser fördern. 

 

Darüber hinaus bedarf es jedoch neuer 

Antworten, sowohl auf Ebene der Unter-

nehmen wie auch auf der von Arbeitneh-

merinnen und Arbeitnehmern. Ihnen will 

die SPD-Fraktion die Mittel an die Hand 

geben, die sie brauchen, um mit dem 

Wandel Schritt zu halten. 

 

Das „Arbeit-von-morgen-Gesetz“ 

 

Die Sozialdemokraten wollen bei der Ge-

staltung der Arbeit von morgen im Sinne 

einer gelebten Sozialpartnerschaft ge-

meinsames, weitsichtiges Handeln för-

dern. Zugleich gilt es, Handlungsfähig-

keit zu sichern für den Fall, dass sich der 

Aufschwung der Wirtschaft eintrübt. Die 

Kernforderungen des geplanten „Arbeit-

von-morgen-Gesetzes“ von Hubertus 

Heil benennen die notwendigen Schritte, 

die hier gegangen werden müssen. 

 

Gerade wenn ihre Arbeit etwa durch die 

digitale Entwicklung ersetzt zu werden 

droht und der Arbeitgeber frühzeitige 

Weiterbildung oder Umschulung ablehnt, 

müssen die betroffenen Beschäftigten 

handeln können. Sie brauchen eine Qua-

lifizierungsgarantie für eine neue, zu-

kunftsfähige Fortbildung oder eine neue 

Ausbildung. 

 

Nachhaltige Erwerbsperspektive 

muss im Auge bleiben 

 

Wir dürfen gerade auch im Wandel nicht 

auf kurzfristige Vermittlung etwa in 

schlecht bezahlte oder nicht zukunfts-

feste Arbeit setzen, sondern müssen die 

nachhaltige Erwerbsperspektive im Auge 

haben. Gleich, ob es Bezieherinnen und 

Bezieher von Arbeitslosengeld oder von 

Grundsicherungsleistungen sind – in bei-

den Fällen müssen nachhaltige Qualifi-

zierung und Weiterbildung besser geför-

dert und mit einem Rechtsanspruch ver-

sehen werden. 

Die Obergrenze für Weiterbildungsmaß-

nahmen von 24 Monaten muss in beiden 

Fällen endlich aufgehoben werden. Ar-

beitsuchende, die mutig eine größere 

Weiterbildung in Angriff nehmen, sollten 

direkt und unbürokratisch unterstützt und 

auch belohnt werden. Damit sich Men-

schen Weiterbildung auch leisten kön-

nen, brauchen sie in dieser Zeit eine aus-

reichende finanzielle Unterstützung. 

 

Insbesondere für die Beschäftigten mit 

einer einfachen Qualifikation müssen 

aber auch neue Beschäftigungsfelder 

entwickelt bzw. gefördert werden. 

 

Für diejenigen, die trotz vielfältiger Un-

terstützung und Förderung keine Be-

schäftigung auf dem ersten Arbeitsmarkt 

finden, will die SPD-Fraktion den Sozia-

len Arbeitsmarkt ausbauen und weiter-

entwickeln. Es ist Aufgabe der Politik, 

dafür zu sorgen, dass Arbeit für alle vor-

handen ist, um das Recht auf Arbeit mit 

Leben zu füllen. 

 

Den Begriff von Betrieb erweitern 

 

Und nicht zuletzt verlangen die räumli-

che und zeitliche Entgrenzung von Arbeit 

sowie Phänomene wie Crowdworking 

und Clickworking nach Anpassungen im 

Betriebsverfassungsgesetz. Die SPD-

Fraktion fordert hier verbindliche Min-

deststandards für neue Formen der Ar-

beit. Es muss dafür gesorgt werden, 

dass Beschäftigung nicht an der bewähr-

ten Mitbestimmung vorbei organisiert 

wird. Daher müssen Möglichkeiten ge-

funden werden, den gesetzlichen Be-

triebsbegriff zu erweitern und den Beleg-

schaftsbegriff anzupassen. 

 

Die SPD-Fraktion Beschäftigte stark und 

fit machen für die Arbeit von morgen und 

ihnen Perspektive und Zuversicht geben. 

Damit wird das Fundament für wirtschaft-

lichen Erfolg und sozialen Zusammen-

halt in Deutschland für die Zukunft gefes-

tigt. 
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PFLEGE 

BESCHLUSS: PFLEGE 
SOLIDARISCH 
GESTALTEN 

 
Am vergangenen Freitag hat die SPD-

Bundestagsfraktion ein Positionspapier 

zum Thema Pflege beschlossen. Kern 

des Papiers sind die zentralen Heraus-

forderungen, wie sich in Zukunft eine 

würdevolle Pflege gewährleisten und so-

lidarisch finanzieren lässt, wie mehr Per-

sonal für den gesamten Sektor Pflege 

gewonnen und die Arbeit möglichst fami-

lienfreundlich und weniger belastend ge-

staltet werden kann. 

 

Es ist sozialdemokratischer Anspruch, 

dass alle Menschen unabhängig von 

Herkunft, sozialem Status und Einkom-

men in jeder Lebensphase gut und wür-

devoll leben können. Dazu bedarf es ei-

ner weiteren Verbesserung der Arbeits-

bedingungen, vor allem durch gute Per-

sonalschlüssel, verbindliche Tarifver-

träge und bessere Bezahlung. 

 

Ein würdevolles Leben auch bei Pflege-

bedürftigkeit ist ein sozialpolitisches Ver-

sprechen, auf das sich alle Menschen 

verlassen können müssen. Darum will 

die SPD-Fraktion Pflege als gesamtge-

sellschaftliche Aufgabe begreifen, finan-

zieren und gestalten. 

Eigenanteile begrenzen 

Momentan ist es so: Für alle Kosten, die 

über den festen Zuschuss der Pflegever-

sicherung hinausgehen, müssen die 

Pflegebedürftigen und ihre Angehörigen 

oder die Kommunen über Sozialhilfe auf-

kommen. 

 

Vor allem in Heimen müssen neben den 

Eigenanteilen an den Pflegekosten auch 

die Kosten für Unterkunft und Verpfle-

gung, der Investitionskostensatz und die 

Ausbildungsumlage von den Pflegebe-

dürftigen bezahlt werden. So kommt es 

zu Gesamtkosten von bis zu 3000 Euro 

monatlich, die besonders jene überfor-

dern, die lange Zeit auf eine stationäre 

Pflege angewiesen sind. 

 

Das will die SPD-Fraktion aber verän-

dern: Die Weiterentwicklung der sozialen 

Pflegeversicherung zu einer Pflegebür-

gerversicherung ist der nächste notwen-

dige Schritt. Nur so kann ihre Finanzie-

rung nachhaltig auf eine solide Grund-

lage gestellt werden. Bereits heute er-

bringen private und soziale Pflegeversi-

cherung die gleichen Leistungen. Darum 

ist eine Zusammenlegung verhältnismä-

ßig unkompliziert möglich. Wenn alle 

Einkommensgruppen, auch Beamte und 

Selbstständige, in die gesetzliche Pfle-

geversicherung einzahlen, verbreitert 

sich ihre Einnahmeseite erheblich. 

 

Das oben genannte bisherige Prinzip will 

die Fraktion quasi umdrehen: Nicht die 

Zuschüsse der Pflegeversicherung sind 

dann gedeckelt, sondern die von den 

Pflegebedürftigen selbst zu tragenden 

Eigenanteile für die Pflege. Die darüber 

hinaus anfallenden, pflegebedingten 

Kosten übernimmt danach die Pflegever-

sicherung (ohne Unterkunft, Verpflegung 

und Investitionskosten). Langfristig kann 

eine so umgebaute Pflegeversicherung 

zu einer Pflegekostenvollversicherung 

weiterentwickelt werden, indem die Höhe 

der Eigenanteile nach und nach gegen 

Null abgesenkt wird. Besonders Men-

schen, die über einen langen Zeitraum 

auf eine Pflege im Heim angewiesen 

sind, sollten entlastet werden. 

 

Die SPD-Bundestagsfraktion for-

dert: 

 

 Eine solidarische Pflegebürgerversiche-

rung 

 Eine Deckelung der Eigenanteile an pfle-

gebedingten Kosten 

 Die Pflegeversicherung auch mit Steuer-

mitteln stabilisieren 

 Die Kommunen in ihrer Verantwortung 

für die Pflege stärken 

 Gewinnmaximierung auf Kosten der 

Pflege beenden 
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Pflegeprofession stärken 

 

Pflege braucht Zeit. Nur mit genügend 

Kolleginnen und Kollegen können Pfle-

gekräfte ihrer Kernaufgabe gerecht wer-

den: würdevolle Pflege leisten, die den 

individuellen Bedürfnissen der Pflegebe-

dürftigen gerecht wird. 

 

Deshalb bedarf es einer Qualifizierungs-

offensive für alle Berufsgruppen in der 

Pflege. Gerade für ein gelingendes Zu-

sammenspiel der unterschiedlichen Be-

rufe ist es wichtig, die examinierten 

Fachkräfte in ihrer Professionalität zu 

stärken. Sie haben eine umfassende Me-

thodenkompetenz, um auch komplexe 

Pflegeprozesse handhaben und steuern 

zu können. 

 

Arbeitgeber sind gefordert, in die Mitar-

beiterbindung zu investieren und Arbeits-

zeitmodelle zu entwickeln, die mehr Voll-

zeitbeschäftigung und Vereinbarkeit von 

Familie und Beruf ermöglichen. Dazu ge-

hört zum Beispiel das Ende geteilter 

Dienste, wo immer das möglich und von 

der Mitarbeiterschaft gewollt ist. 

 

Alle Berufe in der Pflege müssen so be-

zahlt werden, dass man davon leben, 

eine Familie ernähren und fürs Alter vor-

sorgen kann. Egal, ob Pflegekräfte bei 

einem privaten, einem öffentlichen oder 

einem freigemeinnützigen Anbieter ar-

beiten, ob im Süden oder im Osten. Des-

halb will die SPD-Fraktion einen guten 

Tarifvertrag auch in der Pflegebranche 

auf möglichst hohem Niveau flächende-

ckend erreichen. 

 

Die SPD-Bundestagsfraktion for-

dert: 

 

 Bundesweit verbindliche und bedarfsge-

rechte Personalschlüssel 

 Flächendeckende tarifliche Bezahlung 

für alle Berufe in der Pflege, die auf den 

oberen bereits vorhandenen Tarifrege-

lungen aufsetzt 

 Mehr Entscheidungsverantwortung für 

Pflegekräfte 

 Weniger Bürokratie, besseres Personal- 

und Dienstmanagement 

 Digitalisierung auch im Pflegebereich 

fördern 

 Starke Interessenvertretung der Pflege 

 

Pflegende Angehörige entlasten 

 

Bereits heute haben pflegende Angehö-

rige Anspruch auf viele Unterstützungs-

leistungen. Aber durch die Vielfalt und 

die flexiblen Kombinationsmöglichkeiten 

bestehender Angebote entsteht ein 

sprichwörtlicher Pflegedschungel, der oft 

nur schwer zu überblicken ist. Die SPD-

Fraktion will, dass Beratungsangebote 

von/in den Gemeinden verbessert und 

gebündelt werden. Kommunale Pflege-

lotsen sollen durch präventive Hausbe-

suche und eine aufsuchende Beratung 

Betroffene vor Ort unterstützen. 

 

Wo Pflegestützpunkte vorhanden sind, 

sollen die Pflegelotsen dort angesiedelt 

werden. Wo es keine oder zu wenige 

Stützpunkte gibt, müssen sie ausgebaut 

und etabliert werden. Pflegebedürftige 

und ihre Angehörigen brauchen eine un-

bürokratische, wohnortnahe Beratung 

aus einer Hand. 

 

Für eine bessere Vereinbarkeit von 

Pflege und Beruf ist auch ein Ausbau der 

Kurzzeitpflegplätze dringend notwendig. 

Wenn pflegende Angehörige krank wer-

den oder wohlverdienten Urlaub in An-

spruch nehmen möchten, brauchen sie 

ein zuverlässig und kurzfristig verfügba-

res Angebot für die Übernahme der 

Pflege ihrer Angehörigen. Um dieses An-

gebot sicherzustellen, müssen Kurzzeit-

pflegeplätze auskömmlich finanziert wer-

den. 

 

Die SPD-Bundestagsfraktion for-

dert: 

 

 Freistellungsanspruch und Lohnersatz-

leistungen für pflegende Angehörige 

äquivalent zur Lebensphase der Eltern-

schaft 

 Bessere Beratung durch ein kommunal 

gestaltetes Pflegelotsenangebot 

 Mehr und auskömmlich finanzierte Kurz-

zeitpflegeplätze 

 Förderung innovativer Ansätze in der 
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ambulanten und teilstationären Pflege 

 Flexible Nutzungs- und Kombinations-

möglichkeiten vorhandener Angebote 

 Bessere und mobile Rehabilitationsan-

gebote für Pflegebedürftige 

 Bessere Interessenvertretung für Pflege-

bedürftige 

 

 

 

 

WIRTSCHAFT/ENERGIE 

SÖREN BARTOL: 
ÜBERLASSEN DIE 
MENSCHEN IN DEN 
KOHLEREVIEREN NICHT 
EINFACH IHREM 
SCHICKSAL 
 

Die Bundesregierung hat am 28. August 

2019 das Strukturstärkungsgesetz be-

schlossen, das sich mit der Zukunft der 

Kohleregionen befasst. SPD-

Fraktionsvize Sören Bartol macht klar: 

Das gesamte Land wird die Kohleregio-

nen in einem Kraftakt unterstützen. 

 

Bartol: „Die SPD-Fraktion löst ihr zentra-

les Versprechen an die Menschen in den 

Kohlerevieren ein. Wenn die Braunkoh-

leförderung endet, überlassen wir sie 

nicht einfach ihrem Schicksal. Mit dem 

Beschluss des Bundeskabinetts wird die 

Zusage verbindlich zum Gesetz. Darauf 

können sich die Menschen in der Lausitz 

wie auch im mitteldeutschen und rheini-

schen Revier verlassen. 

 

Das gesamte Land wird die Kohleregio-

nen in einem nationalen Kraftakt unter-

stützen. Für neue Jobs, neue Schienen- 

und Straßenanbindungen und Investitio-

nen in Bildung und Forschung werden in 

den kommenden Jahren 40 Milliarden 

Euro zur Verfügung gestellt. 

 

Die SPD-Fraktion lehnt darüber hinaus-

gehende Vorschläge wie eine Sonder-

wirtschaftszone in den Kohleregionen 

ab. Sie würde die Menschen in den Koh-

leregionen mit geringeren sozialen Stan-

dards bestrafen, zu einer geringeren 

Bürgerbeteiligung bei Planungen und zu 

einem geringerem Schutz der Umwelt 

führen.“ 

 

 

 

MIETEN/WOHNEN 

MIETPREISBREMSE WIRD 
VERLÄNGERT, 
MIETSPIEGEL WERDEN 
REFORMIERT 
 

Bezahlbare Wohnungen zu finden, ist ei-

nes der drängendsten Probleme, die die 

Menschen umtreiben. Die Koalition hat 

Ende August im so genannten Koaliti-

onsausschuss nun weitere Maßnahmen 

beschlossen, um für mehr Wohnraum zu 

sorgen und zugleich die Mieten bezahl-

bar zu halten. 

 

Im Einzelnen: 

 

 Der Betrachtungszeitraum für die ortsüb-

liche Vergleichsmiete wird von vier auf 

sechs Jahre erweitert. Der entspre-

chende Gesetzentwurf zur Reform des 

Mietspiegelrechts soll spätestens Ende 

des Jahres vorliegen. 

 

 Die Mietpreisbremse wird um fünf Jahre 

verlängert. Die Bundesländer können 

das per Rechtsverordnung festlegen. 

Ebenfalls neu auf Druck der SPD-

Bundestagsfraktion: Verstößt der Ver-

mieter gegen die Mietpreisbremse, kann 

der Mieter oder die Mieterin zu viel ge-

zahlte Miete rückwirkend für einen Zeit-

raum von 30 Monaten fordern – wenn er 

oder sie den Verstoß gegen die Miet-

preisbremse innerhalb von 30 Monaten 

nach Beginn des Mietverhältnisses rügt. 

Bei späteren Rügen soll das entspre-

chend dem geltenden Recht erst ab dem 

Zeitpunkt der Rüge Wirkung entfalten. 

Auch dazu wird der entsprechende Ge-

setzentwurf noch dieses Jahr vorliegen. 

 

 Die SPD-Bundestagsfraktion hat in der 

Koalition außerdem durchgesetzt, dass 

künftig Käuferinnen und Käufer von Im-
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mobilien (Wohnung oder Einfamilien-

haus) nur noch maximal die Hälfte der 

Maklerprovision übernehmen müssen. 

Die Vertragspartei, die den Makler nicht 

beauftragt hat, schuldet ihren Anteil an 

der Maklerprovision auch erst, wenn die 

beauftragende Vertragspartei nachweist, 

dass sie ihren Anteil gezahlt hat. Der 

Nachweis kann zum Beispiel durch die 

Vorlage eines Überweisungsbeleges ge-

führt werden. 

 

 Die Bundesregierung soll, in Absprache 

mit den Bundesländern, bis zum Ende 

des Jahres einen Gesetzentwurf vorle-

gen, der die Möglichkeit zur Umwand-

lung von Mietwohnungen in Eigentums-

wohnungen reduziert. 

 

 Da Bauland nicht unbegrenzt vermehr-

bar ist, geht der Bund hier mit gutem Bei-

spiel voran: Dazu wurde die Verbilli-

gungsrichtlinie der Bundesanstalt für Im-

mobilienaufgaben mit bereits sichtbaren 

Erfolgen neu gefasst. Die Koalition hat 

sich jetzt darauf verständigt, diese Rege-

lungen auch auf Grundstücke des Bun-

deseisenbahnvermögens zu übertragen. 

Mit der Deutschen Bahn sollen darüber 

hinaus Gespräche über die Mobilisierung 

weiterer Grundstücksflächen aus ihrem 

unmittelbaren Besitz geführt werden. 

 

 Die Wohnungsbauprämie wird bis Ende 

2019 evaluiert. Auf Grundlage der Er-

gebnisse wird die Koalition die Woh-

nungsbauprämie attraktiver ausgestal-

ten, um zusätzliche wohnungspolitische 

Effekte zu erzielen. 

 

 In den Haushaltsberatungen zum Haus-

halt 2020 wird die Koalition prüfen, ob 

Spielräume entstehen, zusätzliche Mittel 

in Höhe von 100 Millionen Euro für einen 

Investitionspakt zur Reaktivierung von 

Brachflächen insbesondere für den 

preiswerten Mietwohnungsneubau zur 

Verfügung zu stellen. 

 Den Vorschlägen der Kommission für 

Nachhaltige Baulandmobilisierung und 

Bodenpolitik (Baulandkommission) fol-

gend, wird die Bundesregierung eben-

falls noch in diesem Jahr einen Gesetz-

entwurf zur Änderung des Baugesetz-

buchs vorlegen. Durch dieses Gesetz 

sollen unter anderem die Möglichkeiten 

für Kommunen zur Schließung von Bau-

lücken verbessert werden, etwa durch 

eine Weiterentwicklung des Vorkaufs-

rechts oder durch die erleichterte An-

wendung eines Baugebots. Ein Schwer-

punkt des Gesetzes wird der ländliche 

Raum sein. So soll die Außengebietsen-

twicklung erleichtert und eine neue Bau-

gebietskategorie „Dörfliches Wohnge-

biet“ eingeführt werden, um den Bedürf-

nissen des ländlichen Raumes besser 

entsprechen zu können. 

 

SPD-Fraktionsvizechefin Eva Högl be-

tont: „Jetzt ist die Zeit zu handeln. Mit 

dem Wohnpaket hat die SPD-Fraktion 

gestern ein wichtiges Ergebnis erzielt. 

Wir konnten die Union überzeugen, dass 

wir für weitere Verbesserungen für Mie-

terinnen und Mieter mehr tun müssen als 

im Koalitionsvertrag steht. Wir gehen mit 

der Einigung auch über die Ergebnisse 

des Wohngipfels hinaus.“ 

 

Auch Sören Bartol, stellvertretender 

Fraktionschef, ist zufrieden: „Es ist gut, 

dass wir auch im Baubereich über die 

Vereinbarungen des Koalitionsvertrages 

hinausgehen: Umwandlungen von Miet- 

in Eigentumswohnungen bedeuten für 

Mieterinnen und Mieter häufig Verdrän-

gung und Verlust des sozialen Umfelds. 

Wir fordern schon längst eine Verschär-

fung und haben daher auch im Koaliti-

onsausschuss durchgesetzt, dass die 

Bundesregierung dazu bis Ende 2019 

ein Gesetz vorlegt.“ 
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GESCHICHTE 

70 JAHRE SPD-
BUNDESTAGSFRAKTION 
Ein Beitrag von Rolf Müt-

zenich 
 

70 Jahre gibt es unsere SPD-Fraktion 

nun schon. Sie hat immer intensiv dafür 

gekämpft, Frieden, Freiheit und Sicher-

heit zu wahren und die sozialen Belange 

der Bürgerinnen und Bürger zu verteidi-

gen. So mutig muss es weitergehen! 

 

Seit 1949 ist der Deutsche Bundestag 

der zentrale Ort, an dem die politischen 

Weichen der Republik gestellt werden. 

Seit dem ersten Zusammentreten der 

Fraktion am 31. August 1949 in Bonn 

wurden in unzähligen Fraktionssitzungen 

parlamentarische Initiativen erarbeitet 

und beschlossen. 

 

Und es wurde um wichtige Richtungsent-

scheidungen in der bundesrepublikani-

schen Politik gerungen: von der zu-

nächst bekämpften Westbindung in den 

1950er-Jahren über die Ost- und Ent-

spannungspolitik Willy Brandts, die in 

den 1970er-Jahren eine wesentliche 

Grundlage für die spätere Auflösung der 

Blöcke und die Einheit Deutschlands 

legte. Gerhard Schröders Ablehnung des 

Irak-Kriegs 2003 war ebenso Gegen-

stand leidenschaftlicher Debatten in der 

Fraktion, wie die Bewältigung der Wirt-

schafts- und Finanzkrise ab 2008, die 

Fragen von Migration und Integration seit 

2015 oder der Kohleausstieg von 2018 

an. 

 

Die SPD-Bundestagsfraktion hat immer 

intensiv dafür gekämpft, Frieden, Freiheit 

und Sicherheit zu wahren, die sozialen 

Belange der Bürgerinnen und Bürger zu 

verteidigen, die Rechte von Arbeitneh-

merinnen und Arbeitnehmern zu stärken 

und gleichzeitig die wirtschaftlichen Vo-

raussetzungen zu schaffen, um Vertei-

lungsspielräume überhaupt erst zu er-

möglichen. 

 

 

Auch zu Oppositionszeiten ließen sich 

SPD-Abgeordnete immer von der Ver-

pflichtung leiten, mit einem klaren Werte-

kompass die soziale Balance der Gesell-

schaft zu wahren und das Leben der 

Menschen konkret zu verbessern. Hun-

derte Frauen und Männer haben in die-

ser Fraktion die Geschichte der Bundes-

republik mitgestaltet und als selbstbe-

wusste Abgeordnete dazu beigetragen, 

dass der Bundestag Ort wichtiger gesell-

schaftspolitischer Debatten und Ent-

scheidungen werden konnte und auf 

diese Weise Deutschland zu einer star-

ken und stabilen Demokratie gemacht 

hat. 

 

Dr. Rolf Mützenich ist kommissarischer 

Vorsitzender der SPD-

Bundestagsfraktion. 

 

Hier gibt es die aktuelle Broschüre über 

die Geschichte der Fraktion zum Down-

load: 

https://www.spdfraktion.de/system/fi-

les/documents/web-spd-fraktion-ge-

schichte-56s-a5-august2019.pdf 
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VERANSTALTUNG 

FACHKONFERENZ: DIE 
ZUKUNFT DES 
PLASTIKRECYCLINGS 
 

Die SPD-Bundestagsfraktion hat am 

Montag auf ihrer Fachkonferenz 

‚Deutschland – Plastikland‘ mit Expertin-

nen und Experten über die Zukunft des 

Plastikrecyclings diskutiert. Sachver-

ständige von Umweltverbänden, der 

Wissenschaft, Unternehmen und Kom-

munal- und Industrieverbänden waren 

sich einig, dass es für die notwendige 

Stärkung einen politischen Anschub 

braucht. 

 

Die Menge an Plastikverpackungen in 

Deutschland hat sich in den letzten 15 

Jahren verdoppelt. Diese Entwicklung 

gilt es zu stoppen. In Industrie, Medizin 

oder Sport ist Plastik jedoch nicht weg-

zudenken. Auch in anderen Bereichen 

kann Kunststoff sogar die ökologischere 

Alternative sein. Michael Thews, zustän-

diger Berichterstatter der SPD-Fraktion, 

fordert: „Wir müssen Plastik dort einspa-

ren, wo es überflüssig ist. Für Kunst-

stoffe, auf die wir nicht verzichten kön-

nen, brauchen wir ein hochwertiges und 

ökologisch sinnvolles Recycling.“ 

 

Denn noch immer seien zu viele Plastik-

verpackungen nicht recycelbar, werden 

in der Produktion nur 14,6 Prozent Re-

cyclingrohstoffe eingesetzt und finden 

Sekundärrohstoffe aus dem Recycling 

keinen Absatz, weil Produkte aus Pri-

märrohstoffen billiger sind, so Thews 

weiter. 

 

CO2-Emissionen weiter senken 

 

Die SPD-Fraktion fordert deshalb: Ver-

braucherinnen und Verbraucher müssen 

zukünftig klar erkennen können, welchen 

ökologischen Fußabdruck ein aus Plastik 

hergestelltes Produkt hat. Der klima-

schonende Einsatz von Rezyklaten, 

leicht und hochwertig zu recycelnden 

Kunststoffen und intelligente Plastik-Ver-

meidungsstrategien müssen stärker fi-

nanziell besser gestellt werden. Mögli-

che Modelle einer CO2-Abgabe, die so 

genannte Rezyklatmindesteinsatzquote 

oder eine Fondslösung werden ge-

braucht, um die nötige ökologische und 

klima-freundliche Lenkungswirkung zu 

erzielen. 

 

Die SPD-Fraktion will die politischen Vo-

raussetzungen dafür schaffen, das Re-

cycling voranzubringen und so auch die 

CO2-Emissionen weiter zu senken. Mi-

chael Thews: „Recycling spart nicht nur 

Ressourcen, sondern spart auch Energie 

und CO2. Nach einer Berechnung des 

Ökoinstituts bringt das stoffliche Recyc-

ling von Verpackungen eine jährliche 

Einsparung von 3,1 Millionen Tonnen 

CO2. Das mögliche Potential ist deutlich 

größer.“ 
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